
 Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan
 Nr. 66, Kennwort: "Friedhof-/Nienkampstraße"

I. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB bzw. nach BauNVO

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Die in § 4 Abs. 3 Nrn. 1, 4, und 5 BauNVO aufgeführten, aus-
nahmsweise im allgemeinen Wohngebiet zulässigen Nutzungsarten
(Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und
Tankstellen) sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.

1.2 Die in § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO aufgeführten, im allgemeinen
Wohngebiet zulässigen Nutzungsarten (die der Versorgung des Ge-
bietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht störende Handwerksbetriebe) sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO
nur ausnahmsweise zulässig.

1.3 Zum Schutz vor Lärmeinwirkung durch den Straßenver-
kehr/Aloysiusstraße werden bei einer baulichen Errichtung oder
baulichen Änderung von Räumen, die nicht nur zum vorübergehen-
den Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, passive Schall-
schutzmaßnahmen in Form von Fenstern und deren Zusatzeinrich-
tungen (Rolladenkästen, Lüftungen etc.) der Schallschutzklasse
SSK 2 erforderlich.

Für Schlafräume ist, zum Zwecke einer ausreichenden Belüftung
und zur Sicherung der Nachtruhe, eine ins Mauerwerk oder ins Fen-
ster integrierte Lüftung mit der Schallschutzklasse SSK 2 vorzuse-
hen.

Die betroffenen Fassaden der Wohnbebauung sind im Bebauungs-
plan gekennzeichnet.

2 Maß der baulichen Nutzung

2.1 Im gekennzeichneten Bereich ist pro Gebäude nur eine Wohneinheit
zulässig (Doppelhaus = 2 Gebäude)

3 Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche
Bodenfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der
natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung
von Bodendenkmälern ist der Stadt Rheine und dem Landschafts-
verband Westfalen-Lippe, Museum für Archäologie/Amt für Boden-
denkmalpflege, Münster (Tel. 0251/21 05-2 52), unverzüglich anzu-
zeigen (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz) .

II. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit
§ 86 BauO NW

4 Örtliche Bauvorschriften/Gestaltung

4.1 Die maximale Firsthöhe wird auf 9,00 m festgesetzt. Bezugspunkt
ist die Höhenlage bzw. Oberkante der nächstliegenden öffentlichen
Verkehrsfläche ggf. Gehweg.

III: Hinweise

5. Der Bebauungsplan wurde auf einer graphischen Datenverarbei-
tungsanlage erstellt. Auskünfte über die geometrisch genaue Lage
der Straßenbegrenzungslinie erteilt das Stadtvermessungsamt.


